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Ökonomen wird gelegentlich nachgesagt, dass sie 
einen nüchternen und für manche auch kalten Blick auf 
die Welt werfen, der viele Aspekte, die in anderen Diszi-
plinen oder in der Öffentlichkeit im Vordergrund ste-
hen, ausblendet. Die Öffentlichkeit sieht die Bürger 
eines Staates häufig definiert durch gemeinsame Spra-
che, eine gemeinsame Geschichte oder auch eine 
gemeinsame Kultur. Die meisten Ökonomen, darunter 
auch Hans-Werner Sinn, sehen im Staat hingegen 
zunächst einmal einen Zusammenschluss von Bürgern, 
die manche Güter besser gemeinsam als alleine erzeu-
gen und bereitstellen können. Müsste jeder Bürger für 
seine eigene Sicherheit vorsorgen, bliebe jedem einzel-
nen vermutlich viel weniger Geld für die schönen Dinge 
des Lebens übrig. Würden wir uns darauf verlassen, 
dass einzelne, engagierte Bürger Straßen bauen oder 
unterhalten, wäre die wirtschaftliche Entwicklung 
sicher nie in Gang gekommen. Für die Ökonomen ist der 
Staat daher wie ein Club, der seinen Mitgliedern wert-
volle Güter bereitstellt und diese mit Mitgliedsbeiträ-
gen finanziert. So nüchtern dieser Blick auch anmuten 
mag, so hilfreich ist er, um die politischen Handlungs-
optionen besser zu verstehen. Wie im Tennisclub stellt 
sich auch beim Staat die Frage, wer in diesen Club ein-
treten darf und zu welchen Bedingungen. Im Tennis
club mögen einige Mitglieder den Eintritt von jungen 
Tennistalenten begrüßen, weil diese die Vereinsmann-
schaften in der Liga nach oben bringen. Andere Ver-
einsmitglieder sind über die Neueintritte vielleicht 
weniger erfreut, weil die jungen Talente die Tennis-
plätze zu den besten Zeiten belegen und darüber hin-
aus kaum Mitgliedsbeiträge bezahlen. Ganz analoge 
Fragen stellen sich auch beim Staat: Sollte durch 
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Zuwanderung die Zahl der Clubmitglieder erhöht wer-
den? Welche neuen Clubmitglieder will man im Land 
aufnehmen? Welche Auswirkungen hat die Zuwande-
rung auf die Qualität der Clubgüter? Und wie verändert 
die Aufnahme neuer Mitglieder die Finanzierung der 
Clubgüter?

Das Motiv des Staates als Club wird im Folgenden 
immer wieder auftauchen, wenn Hans-Werner Sinns 
Beiträge zur Rolle des Sozialstaats bei offenen Grenzen 
diskutiert werden. Die ersten grundlegenden Beiträge 
datieren lange vor der aktuellen Flüchtlingskrise. Denn 
Hans-Werner Sinn hat sich schon im Vorfeld der Ost- 
und Südosterweiterung der EU mit der Frage auseinan-
dergesetzt, wie große Migrationsbewegungen das 
Wohlergehen der alten Clubmitglieder beeinflussen. 
Einige Beispiele für diese Beiträge Hans-Werner Sinns 
sollen im Folgenden etwas näher dargestellt werden.

EFFIZIENTE ZUWANDERUNG

Beginnen wir aus didaktischen Gründen mit dem Ide-
alfall, bei dem die Zuwanderung effizienzsteigernd 
ist. Da in wettbewerblichen Arbeitsmärkten der Lohn 
die (Grenz-)Produktivität der Arbeiter widerspiegelt, 
vergrößern Wanderungsbewegungen, die von Lohndif-
ferenzialen ausgelöst werden, den insgesamt erwirt-
schafteten Output. »Wenn Menschen wegen unter-
schiedlicher Löhne vom einen zum anderen Land 
wandern, führt die freie Wanderungsentscheidung 
stets zu einer Erhöhung der Wohlfahrt im Sinne des 
gemeinsamen Sozialprodukts der beteiligten  
Länder abzüglich der subjektiven und objektiven 
Wanderungskosten.« (Sinn 2016, S. 329) Hans-Werner 
Sinn weist zu Recht darauf hin, dass auch Wande-
rungskosten am Effizienzergebnis nichts ändern, da 
immer nur diejenigen wandern, deren Wanderungs-
kosten kleiner sind als die Vorteile, die sich aus der 
Lohndifferenz ergeben. Wer hohe Migrationskosten 
hat, zum Beispiel weil er nur seine Muttersprache 
spricht und sich familiär oder kulturell seine Heimat-
region sehr verbunden fühlt, wird eben gar nicht erst 
auswandern.

Eine Anmerkung am Rande zu den Wanderungs-
kosten: Während in der öffentlichen Debatte einige so 
tun, als würden wegen kleinster Lohndifferenziale Milli-
onen Arbeiter umziehen, betrachten andere die Men-
schen als gleichsam fest verwurzelt mit dem Heimat-
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land. Im ersten Fall wären die Migrationskosten null, im 
zweiten Fall unendlich hoch. Wie so oft, liegt die Wahr-
heit irgendwo in der Mitte. Ein illustratives Beispiel aus 
dem Lehrbuch (vgl. Borjas 2016, S. 318) ist die Arbeits-
kräftewanderung von Puerto Rico in die USA. Puerto 
Rico eignet sich zum Studium der Wanderungskosten 
besonders gut, weil die Boricua – die Einwohner Puerto 
Ricos – seit 1917 die US-Staatsbürgerschaft bekommen 
und keinerlei Restriktionen beim Zugang zum US-Ar-
beitsmarkt unterliegen. Zugleich ist die Distanz so 
groß, dass Pendlerbewegungen keine Rolle spielen, 
und nahezu alle Einwohner nennen Spanisch ihre Mut-
tersprache, was sie mit potenziellen Migranten  
anderer lateinamerikanischer Staaten gut vergleich- 
bar macht. Trotz des sehr großen Lohnunterschieds – 
22 600 US-Dollar in Puerto Rico vs. 34 500 US-Dollar  
in den USA für einen Arbeiter im produzierenden 
Gewerbe im Jahre 2012 – wandern keineswegs alle 
Boricua aus, aber eben doch sehr viele: Ungefähr ein 
Drittel der Bevölkerung Puerto Ricos ist in den letzten 
50 Jahren in die USA ausgewandert. Die physischen 
und psychischen Kosten der Wanderung sind dabei 
erheblich; eine Überschlagsrechnung mit den genann-
ten Zahlen für das Lohndifferenzial legt nahe, dass  
der (marginale) Migrant Wanderungskosten von 
ca. 240 000 US-Dollar zu tragen hat.

Selbst wenn Zuwanderung das Sozialprodukt 
erhöht, heißt das nicht, dass alle Einheimischen davon 
profitieren, da die Löhne unter Druck geraten. Das 
Lehrbuchmodell eines kompetitiven Arbeitsmarktes 
sagt voraus, dass das zusätzliche Arbeitsangebot 
durch Zuwanderer einen Lohndruck nach unten aus-
übt. Die einheimischen Arbeiter, die mit den Zuwande-
rern im Arbeitsmarkt konkurrieren, verlieren durch 
die sinkenden Löhne; Kapital- und Landbesitzer hin-
gegen profitieren von der Zuwanderung. Da letztere 
mehr gewinnen als erstere verlieren, entsteht insge-
samt ein Wohlfahrtsgewinn (»Migration Surplus«) für 
alle Einheimischen zusammen, der aber eben nicht 
gleichmäßig verteilt ist.

Diese Lohndruckhypothese aus dem Lehrbuch der 
Arbeitsmarkttheorie wurde von vielen empirischen 
Arbeitsmarktökonomen lange bestritten, da selbst bei 
großen Zuwanderungsschocks auf Arbeitsmärkten 
keine nennenswerten Lohneffekte gefunden wurden. 
Das vermutlich bekannteste Beispiel für einen solchen 
Zuwanderungsschock ist der sogenannte Mariel Boat 
Lift. Zwischen April und Oktober 1980 ließ Fidel Castro 
ca. 125 000 Kubaner ausreisen, die per Schiff nach 
Miami kamen und großenteils dort blieben. Trotz die-
ses sprunghaften Anstiegs des lokalen Arbeitsangebots 
konnten frühere Studien (z.B. Card 1990) keine negati-
ven Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt im Großraum 
Miami im Vergleich zu anderen Arbeitsmärkten wie 
Atlanta, Houston oder Los Angeles ausmachen. Neuere 
empirische Studien mit besseren Daten bzw. Ver-
gleichsgruppen revidieren dieses Bild und bringen 
empirische Befunde und Lehrbuchtheorie wieder 
näher zusammen. Lohnsenkungen lassen sich tatsäch-

lich in denjenigen Segmenten des Arbeitsmarktes 
beobachten, die besonders von der Zuwanderung 
betroffen sind – also meist bei den Geringqualifizierten. 
Betrachtet man die Gruppe der Schulabbrecher – denn 
60% de Marielitos sind Schulabbrecher – findet man 
negative Lohneffekte. Der Lohn von High School Drop
outs in Miami fiel in den Jahren nach dem Mariel Boat 
Lift um 10–30%.1 

Hans-Werner Sinn hat sich früh Gedanken 
gemacht, wie sich die möglichen Effizienzgewinne der 
Zuwanderung mit der Verteilungsgerechtigkeit für die 
alten Clubmitglieder in Einklang bringen lassen. Ins-
besondere sollten die Einkommensbezieher am unte-
ren Ende der Lohnskala nicht zu Verlierern der Globa-
lisierung werden. Die beiden Ziele Effizienz und Vertei-
lungsgerechtigkeit unter einen Hut zu bringen, ist kein 
leichtes Unterfangen. Offene Arbeitsmärkte generie-
ren zwar Effizienzgewinne, aber auf Kosten einer Ver-
schiebung in der Einkommensverteilung. Unterbindet 
man hingegen die Zuwanderung, kann man vielleicht 
die Verteilungsposition der konkurrierenden inländi-
schen Arbeiter schützen, vergibt sich aber die mögli-
chen Effizienzgewinne. Ohne die Arbeitnehmerfrei- 
zügigkeit in Europa wäre der wirtschaftliche Auf-
schwung Deutschlands in den letzten Jahren sicher 
schwächer ausgefallen. 

Daher hat Hans-Werner Sinn – neben einer verzö-
gerten Integration (Sinn 2004) –Lohnsubventionen in 
Kombination mit einem Übergang zum Heimatland-
prinzip vorgeschlagen (Sinn 2005). Die Grundidee 
dabei ist, dass es besser ist, niedrige Löhne zu subven-
tionieren, statt Lohnersatzleistungen an die Einheimi-
schen im Falle der Arbeitslosigkeit zu bezahlen. Im 
Gegensatz zur aktuellen Praxis wäre beim Heimat-
landprinzip zunächst einmal immer das Herkunfts-
land für die Sozialleistungen zuständig. Dies würde es 
dem Zuwanderungsland leichter machen, freie 
Lohnanpassungen nach dem Prinzip von Angebot und 
Nachfrage zuzulassen. Denn nur durch ein Absinken 
der Löhne lassen sich die Beschäftigung ausdehnen 
und damit die Effizienzgewinne einfahren. Wenn 
durch die Zuwanderung nun die Löhne für die Einhei-
mischen fallen, kann der Staat mit Lohnsubventionen, 
die sich nur an die »alten Clubmitglieder« richten, 
deren Nachteile ausgleichen. 

ZUWANDERUNG IN DEN SOZIALSTAAT

Während Wanderung in einer Welt ohne Steuern und 
Transfers zu einer effizienten Allokation des Faktors 
Arbeit führt, ist eine ungeregelte Zuwanderung in den 
Sozialstaat nicht effizient. Die Arbeitskräfte wandern 
dann nicht nur wegen der Lohndifferenzen, sondern 
auch wegen der Umverteilung im Zielstaat. »Da das 
Umverteilungsgeschenk umso größer ist, je niedriger 

1	 Vgl. Borjas (2017). Die Zuwanderung nach Großbritannien nach 
der EU-Osterweiterung führte zu einem Absinken der Löhne bei den 
untersten 20% der Lohnbezieher, während die Löhne der obersten 
10% von der Zuwanderung profitierten (vgl. Dustmann et al. 2013).
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das Markteinkommen ist, das man verdienen kann, 
zieht es insbesondere Geringqualifizierte in die besser 
ausgebauten Sozialstaaten der EU.« (Sinn 2016, S. 330)

Das ist nicht nur deshalb problematisch, weil es die 
Kosten des Sozialstaats erhöht, sondern auch weil es 
einen Abwärtswettbewerb der Sozialstaaten auslösen 
kann (Sinn 2002; 2003b). Bei Personenfreizügigkeit 
wandern gerade die Personen mit niedrigen Einkom-
men tendenziell in die Länder mit hohen Sozialtrans-
fers, während Bezieher hoher Einkommen Länder mit 
niedrigen Steuern bevorzugen. Dies gibt jedem Land 
den Anreiz, etwas niedrigere Transfers und Steuern als 
die Nachbarländer zu setzen, um so die Steuerzahler 
anzuziehen und die Transferempfänger abzuschre-
cken. »Wenn freilich alle westeuropäischen Länder 
knauseriger der Sozialstaaten als ihre Nachbarn sein 
wollen, dann führt der Abschreckungswettbewerb in 
der Konsequenz zu einer allmählichen Erosion des Sozi-
alstaats.« (Sinn 2003a, S. 434).

Um die Vorteile der Wanderung zu nutzen und 
zugleich die Erosionsgefahren des Sozialstaats zu min-
dern, kann nicht jeder sofort durch Zuwanderung Voll-
mitglied im Club »Sozialstaat« werden. Anders formu-
liert: Zuwanderung in den Arbeitsmarkt und Zuwande-
rung in den Sozialstaat können und sollten auseinan-
derfallen. Auch hier hilft der von Hans-Werner Sinn  
vorgeschlagene Wechsel vom Gastland- zum Heimat-
landprinzip innerhalb der EU.2 Zuständig für steuerfi-
nanzierte Leistungen an Zuwanderer wäre dann 
zunächst einmal das Heimatland. »Ansprüche auf steu-
erfinanzierte Sozialleistungen können sie im Gastland 
nur in dem Maße geltend machen, wie sie zuvor selbst 
durch Steuern finanziert haben. (…) Das bedeutet, dass 
für jeden Migranten ein Steuerkonto zu führen ist, in 
dem die erhaltenen steuerfinanzierten Leistungen mit 
den gezahlten Steuern verrechnet werden – ohne dass 
dort ein Fehlbetrag entstehen darf.« (Sinn 2016,  
S. 331–333) Die Freizügigkeit bleibt erhalten, weil man 
seine Altersrente oder auch die Sozialhilfe mitnehmen 
kann, wenn man in ein anderes Land ziehen will. 
Zugleich wird die Zuwanderung in den Sozialstaat 
gebremst, weil man erst allmählich durch eigene 
Steuer- und Beitragszahlungen im Zielland Ansprüche 
auf Sozialhilfe erwirbt. 

2	 Für Zuwanderer (und abgelehnte Asylbewerber) von außerhalb 
der EU lässt sich ein solches Heimatlandprinzip nicht durchset-
zen, so dass andere Lösungen für die externe Migration nötig sind. 
Hans-Werner Sinn schlägt hier ein Punktesystem vor, das sich an den 
Qualifikationen der Bewerber und den Bedarfen im inländischen 
Arbeitsmarkt orientiert.

SCHLUSS

Dies sind nur einige Beispiele für die Auseinanderset-
zung Hans-Werner Sinns mit den Herausforderungen 
moderner Arbeitsmärkte und Sozialstaaten angesichts 
der erhöhten Mobilität des Faktors Arbeit – zum einen 
bedingt durch politische Maßnahmen wie die EU-Er-
weiterungsrunden, zum anderen aber auch durch mehr 
oder minder exogene Schocks wie militärische Konflikt 
und globale Kommunikation durch soziale Netzwerke. 
Bei all seinen Beiträgen geht es – und das wird in der 
öffentlichen Debatte leider gelegentlich missverstan-
den – eben gerade nicht darum, neue Clubmitglieder 
auszuschließen, sondern vielmehr ihnen solche 
Zugangsregeln in den Club zu gewähren, dass sowohl 
alte wie auch neue Mitglieder von der Vergrößerung des 
Clubs profitieren. Denn ganz ohne Statuten funktio-
niert eben kein Club.
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